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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1992 Ausgegeben am 26. Juni 1992 120. Stück

3 1 1 . Bundesgesetz: Änderung des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967
(NR: GP XVIII RV 465 AB 517 S. 71. BR: AB 4258 S. 554.)

3 1 2 . Bundesgesetz: Familienbesteuerungsgesetz 1992
(NR: GP XVIII RV 463 AB 510 S. 71. BR: 4257 AB 4260 S. 554.)

3 1 3 . Bundesgesetz: Änderung des Behinderteneinstellungsgesetzes
(NR: GP XVIII RV 466 AB 519 S. 71. BR: AB 4265 S. 554.)

311 . Bundesgesetz, mit dem das Familienla-
stenausgleichsgesetz 1967 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl.
Nr. 376, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 696/1991, wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 1 lit. b lautet:
,,b) für volljährige Kinder, die das 27. Lebensjahr

noch nicht vollendet haben und die für einen
Beruf ausgebildet oder in einem erlernten
Beruf in einer Fachschule fortgebildet wer-
den, wenn ihnen durch den Schulbesuch die
Ausübung ihres Berufes nicht möglich ist. Bei
Kindern, die eine in § 3 des Studienförde-
rungsgesetzes 1992, BGBl. Nr. 305, genannte
Einrichtung besuchen, ist eine Berufsausbil-
dung nur dann anzunehmen, wenn sie ein
ordentliches Studium ernsthaft und zielstrebig
betreiben. Das Studium wird ernsthaft und
zielstrebig betrieben, wenn im ersten Studien-
abschnitt nach jedem Studienjahr die Able-
gung einer Teilprüfung der ersten Diplom-
prüfung oder des ersten Rigorosums oder von
Prüfungen aus Pflicht- oder Wahlfächern des
betriebenen Studiums im Gesamtumfang von
acht Semesterwochenstunden nachgewiesen
wird. Die Aufnahme als ordentlicher Hörer
gilt als Anspruchsvoraussetzung für das erste
Studienjahr. Die Erbringung des Studien-
nachweises ist Voraussetzung für den An-
spruch ab dem zweiten und den folgenden
Studienjahren des ersten Studienabschnittes.
Der Nachweis ist erstmals zu Beginn des
Studienjahres 1993/94 und unabhängig von
einem Wechsel der Einrichtung oder des
Studiums durch Bestätigungen der im § 3 des
Studienförderungsgesetzes 1992 genannten
Einrichtungen zu erbringen. Der Nachweis-

zeitraum wird durch eine vollständige Stu-
dienbehinderung infolge eines unvorhergese-
henen oder unabwendbaren Ereignisses (zB
Krankheit) oder ein nachgewiesenes Aus-
landsstudium verlängert. Eine Studienbehin-
derung von jeweils drei Monaten bewirkt
dabei eine Verlängerung des Nachweiszeit-
raumes um ein Semester. Zeiten des Mutter-
schutzes sowie der Pflege und Erziehung
eines eigenen Kindes bis zur Vollendung des
zweiten Lebensjahres hemmen den Ablauf des
Nachweiszeitraumes."

2. In § 2 Abs. 1 lit. d und e tritt jeweils anstelle des
25. Lebensjahres das 27. Lebensjahr.

3. § 2 Abs. 1 lit. g entfällt; in lit. f ist nach dem
Wort „nachzuweisen" ein Punkt zu setzen.

4. § 6 Abs. 2 lit. a lautet:
,,a) das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben

und für einen Beruf ausgebildet werden oder
in einem erlernten Beruf in einer Fachschule
fortgebildet werden, wenn ihnen durch den
Schulbesuch die Ausübung ihres Berufes nicht
möglich ist. § 2 Abs. 1 lit. b zweiter bis neunter
Satz sind anzuwenden; oder"

5. In § 6 Abs. 2 lit. b und c tritt jeweils anstelle des
25. Lebensjahres das 27. Lebensjahr.

6. § 6 Abs. 2 lit. f entfällt; in lit. e ist nach dem
Wort „nachzuweisen" ein Punkt zu setzen, das
Wort „oder" entfällt.

7. § 6 Abs. 5 lautet:

„(5) Kinder, deren Eltern ihnen nicht überwie-
gend Unterhalt leisten und die sich nicht auf Kosten
der Jugendwohlfahrtspflege oder der Sozialhilfe in
Heimerziehung befinden, haben unter denselben
Voraussetzungen Anspruch auf Familienbeihilfe,
unter denen eine Vollwaise Anspruch auf Familien-
beihilfe hat (Abs. 1 bis 3)."
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8. § 8 Abs. 2 bis 4 lautet:

„(2) Die Familienbeihilfe beträgt für jedes Kind
monatlich 1 400 S. Die Familienbeihilfe erhöht sich
für jedes Kind ab Beginn des Kalenderjahres, in dem
das Kind das 10. Lebensjahr vollendet, um monat-
lich 250 S; sie erhöht sich weiters ab 1. September
1992 ab Beginn des Kalendermonats, in dem das
Kind das 19. Lebensjahr vollendet, um monatlich
300 S.

(3) Die Familienbeihilfe einer Vollwaise (§ 6)
beträgt monatlich 1 400 S; sie erhöht sich ab Beginn
des Kalenderjahres, in dem die Vollwaise das
10. Lebensjahr vollendet, um monatlich 250 S; sie
erhöht sich weiters ab 1. September 1992 ab Beginn
des Kalendermonats, in dem die Vollwaise das
19. Lebensjahr vollendet, um monatlich 300 S.

(4) Für jedes Kind, das erheblich behindert ist,
erhöht sich die Familienbeihilfe monatlich um
1 650 S."

9. § 30 g Abs. 1 lautet:

.,§ 30 g. (1) Die im § 30 a Abs. 1 lit. a und c
genannten Schulen haben die Bestätigungen gemäß
§ 30 e Abs. 3 auszustellen. Sofern diese Bestätigun-
gen zur Erlangung einer Schülerfreifahrt (§ 30 f)
erforderlich sind, sind hiefür amtlich aufgelegte
Vordrucke zu verwenden. Diese Bestätigungen
dürfen nur für ordentliche Schüler, die zu Beginn
des Schuljahres (Studienjahres) das 27. Lebensjahr
noch nicht vollendet haben, und für einen Schüler
nur in der für die Erlangung der notwendigen
Freifahrausweise erforderlichen Anzahl ausgestellt
werden. Im Falle eines Langzeitpraktikums (§ 30 a
Abs. 6) hat die Bestätigung gemäß § 30 e Abs. 3 die
Akademie für Sozialarbeit auszustellen."

10. Nach § 30 i ist ein Abschnitt I b einzufügen,
der lautet:

„Abschnitt I b

Freifahrten für Lehrlinge

§ 30 j. (1) Der Bundesminister für Umwelt,
Jugend und Familie ist ermächtigt, mit Verkehrsun-
ternehmen des öffentlichen Verkehrs Verträge
abzuschließen, wonach der Bund den Verkehrsun-
ternehmen die im Tarif jeweils vorgesehenen
Fahrpreise für die Beförderung der Lehrlinge
zwischen der Wohnung und der betrieblichen
Ausbildungsstätte ersetzt, wenn sich die Verkehrs-
unternehmen zur freien Beförderung der Lehrlinge
unter der Voraussetzung verpflichten, daß die am
1. Mai 1992 geltenden Lehrlingstarife prozentuell
nur in dem Verhältnis geändert werden, wie der
Preis für den Einzelfahrschein geändert wird,
höchstens jedoch im Ausmaß der prozentuellen
Fahrpreisänderung für die Schülerzeitkarte. Der zu
ersetzende Fahrpreis ist nach den für die in Betracht
kommenden Benützer des öffentlichen Verkehrs-

mittels jeweils vorgesehenen weitestgehenden Er-
mäßigungen zu ermitteln; eine Pauschalierung ist
zulässig. Soweit der Fahrpreisersatz nicht der
Umsatzsteuer nach dem Umsatzsteuergesetz 1972
unterliegt, vermindert er sich um den entsprechen-
den Betrag.

(2) Der Fahrpreisersatz darf nur für Lehrlinge in
einem gesetzlich anerkannten Lehrverhältnis gelei-
stet werden, die eine betriebliche Ausbildungsstätte
im Bundesgebiet oder im grenznahen Gebiet im
Ausland besuchen und für die Familienbeihilfe
bezogen wird. Die Leistung des Fahrpreisersatzes ist
bei Lehrlingen, die nicht die österreichische
Staatsbürgerschaft besitzen, überdies davon abhän-
gig zu machen, daß eine Bestätigung des Finanzam-
tes beigebracht wird, wonach für den Lehrling
Familienbeihilfe bezogen wird.

§ 30 k. (1) Zur Erlangung der Freifahrt des
Lehrlings zwischen der Wohnung und der betriebli-
chen Ausbildungsstätte ist der hiefür aufgelegte
amtliche Vordruck zu verwenden. Darin ist das
Lehrverhältnis, der Besuch der Ausbildungsstätte
und die Zeitdauer vom Arbeitgeber zu bestätigen.
Diese Bestätigung darf nur in der für die Erlangung
der notwendigen Fahrausweise erforderlichen An-
zahl ausgestellt werden. Die Inanspruchnahme der
Lehrlingsfreifahrt ist nur für jene Zeiträume
zulässig, in denen für den Lehrling ein Anspruch auf
Familienbeihilfe besteht, längstens jedoch bis zum
Ablauf des Monats, in dem der Lehrling das
27. Lebensjahr vollendet hat.

(2) Die Vordrucke für die Bestätigungen (Abs. 1)
sind zu Lasten des Ausgleichsfonds für Familienbei-
hilfen, Sektion B (§ 39), vom Bundesministerium für
Umwelt, Jugend und Familie aufzulegen und den
Arbeitgebern nach Bedarf zur Verfügung zu stellen.

§ 30 1. § 30 h ist sinngemäß anzuwenden."

11. Der bisherige Abschnitt I b erhält die
Bezeichnung „Abschnitt I c".

12. § 33 Abs. 3 letzter Satz lautet:

„Die österreichische Staatsbürgerschaft der Mutter
wird durch einen dreijährigen ständigen Aufenthalt
der Mutter im Bundesgebiet unmittelbar vor dem
maßgebenden Stichtag ersetzt."

13. § 33 Abs. 5 letzter Satz lautet:

„Die österreichische Staatsbürgerschaft des Kindes
wird durch die österreichische Staatsbürgerschaft
der Mutter oder durch einen dreijährigen ständigen
Aufenthalt der Mutter im Bundesgebiet unmittelbar
vor dem maßgebenden Stichtag (Abs. 4) ersetzt."

14. § 39 Abs. 3 erster Satz lautet:

„(3) Aus Mitteln des Ausgleichsfonds für
Familienbeihilfen wird ein Beitrag zum Karenzur-
laubsgeld nach dem Arbeitslosenversicherungsge-
setz 1977, BGBl. Nr. 609, in Höhe von 50 vH, im
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Jahr 1993 in Höhe von 58 vH, im Jahr 1994 und den
Folgejahren in Höhe von 70 vH des Gesamtaufwan-
des (Barleistung einschließlich der hierauf entfallen-
den Krankenversicherungsbeiträge) für Karenzur-
laubsgeld an die Arbeitslosenversicherung gelei-
stet."

15. Nach § 50 b wird folgender § 50 c eingefügt:

„§ 50 c. (1) Die §§ 2 Abs. 1 und 6 Abs. 2 und 5 in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 311 /1992 treten mit 1. September 1992 in Kraft.

(2) § 8 Abs. 2 bis 4 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 311/1992 tritt mit 1. Juli
1992 in Kraft.

(3) Abschnitt I b in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. Nr. 311/1992 tritt mit 1. September 1992
in Kraft.

(4) Der § 33 Abs. 3 und 5 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl, Nr. 311/1992 tritt an dem
der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 311/1992 folgenden Tag in Kraft.

(5) Die §§ 9 bis 9 d treten mit Ablauf des
31. Dezember 1992 außer Kraft; sie sind auf
Zeiträume vor diesem Stichtag noch anzuwenden."

Waldheim

Vranitzky

312. Bundesgesetz, mit dem Maßnahmen auf
dem Gebiet der Familienbesteuerung getroffen

werden (Familienbesteuerungsgesetz 1992)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Einkommensteuergesetz 1988

Das Einkommensteuergesetz 1988, BGBl.
Nr. 400, zuletzt geändert mit BGBl. Nr. 699/1991,
wird wie folgt geändert:

1. § 18 Abs. 3 Z 2 lit. a erhält die Bezeichnung
„§ 18 Abs. 3 Z 2". Der zweite Satz lautet:

„Dieser Betrag erhöht sich um 40 000 S, wenn dem
Steuerpflichtigen der Alleinverdienerabsetzbetrag
oder der Alleinerzieherabsetzbetrag zusteht."

2. § 18 Abs. 3 Z 2 lit. b entfällt.

3. § 26 Z 6 lit. c lautet:

,,c) sonstiger mit der Übersiedlung verbundener
Aufwendungen (Umzugsvergütungen). Die
Umzugsvergütung darf höchstens 1/15 des
Bruttojahresarbeitslohnes betragen."

4. § 33 Abs. 4 lautet:

„(4) Zur Abgeltung gesetzlicher Unterhaltsver-
pflichtungen stehen nachfolgende Absetzbeträge
zu:

1. Einem Alleinverdiener steht ein Alleinverdie-
nerabsetzbetrag von 5 000 S jährlich zu.
Alleinverdiener ist ein Steuerpflichtiger, der
mehr als sechs Monate im Kalenderjahr
verheiratet ist und von seinem unbeschränkt
steuerpflichtigen Ehegatten nicht dauernd
getrennt lebt. Alleinverdiener ist auch ein
Steuerpflichtiger mit mindestens einem Kind
(§ 106 Abs. 1),'der mehr als sechs Monate mit
einer unbeschränkt steuerpflichtigen Person in
einer anderen Partnerschaft lebt. Vorausset-
zung ist, daß der (Ehe)Partner (§ 106 Abs. 3)
bei mindestens einem Kind (§ 106 Abs. 1)
Einkünfte von höchstens 40 000 S jährlich,
sonst Einkünfte von höchstens 20 000 S
jährlich erzielt. Übersteigt der Gesamtbetrag
der Einkünfte den Betrag von 10 000 S, so
dürfen die Einkünfte aus Kapitalvermögen in
beiden Fällen nicht mehr als 10 000 S betra-
gen. Die nach § 3 Abs. 1 Z 10 und 11 und auf
Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen
steuerfreien Einkünfte sind in diese Grenzen
mit einzubeziehen. Andere steuerfreie Ein-
künfte sind nicht zu berücksichtigen.

2. Einem Alleinerzieher steht ein Alleinerzieher-
absetzbetrag von 5 000 S jährlich zu. Alleiner-
zieher ist ein Steuerpflichtiger, der mit
mindestens einem Kind (§ 106 Abs. 1) mehr als
sechs Monate im Kalenderjahr nicht in einer
Gemeinschaft mit einem (Ehe)Partner lebt.

3. a) Einem Steuerpflichtigen, dem auf Grund
des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967
Familienbeihilfe gewährt wird, steht im
Wege der gemeinsamen Auszahlung mit
der Familienbeihilfe ein Kinderabsetzbe-
trag von monatlich 350 S für das erste
Kind, 525 S für das zweite Kind und 700 S
für jedes weitere Kind zu. Wurden
Kinderabsetzbeträge zu Unrecht bezogen,
ist § 26 des Familienlastenausgleichsgeset-
zes 1967 anzuwenden.

b) Einem Steuerpflichtigen, der für ein Kind,
das nicht seinem Haushalt zugehört (§ 2
Abs. 5 Familienlastenausgleichsgesetz.
1967) und für das weder ihm noch seinem
von ihm nicht dauernd getrennt lebenden
(Ehe)Partner Familienbeihilfe gewährt
wird, den gesetzlichen Unterhalt leistet,
steht ein Unterhaltsabsetzbetrag von 350 S
monatlich zu. Leistet er für mehr als ein
nicht haushaltszugehöriges Kind den ge-
setzlichen Unterhalt, so steht ihm für das
zweite Kind ein Absetzbetrag von 525 S
und für jedes weitere Kind ein Absetzbe-
trag von jeweils 700 S monatlich zu.
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Erfüllen mehrere Personen in Bezug auf
ein Kind die Voraussetzungen für den
Unterhaltsabsetzbetrag, so steht der Ab-
setzbetrag nur einmal zu."

5. § 33 Abs. 7 lautet:

„(7) Beträgt die Einkommensteuer weniger als
6 000 S, ermäßigt sich der zu erhebende Betrag um
den Unterschiedsbetrag zwischen 6 000 S und der
Einkommensteuer. Die Ermäßigung ist nach Abzug
aller Absetzbeträge zu ermitteln."

6. § 33 Abs. 8 lautet:

„(8) Die in den Abs. 3 bis 7 vorgesehenen Abzüge
sind insgesamt nur bis zur Höhe der nach Abs. 1 und
2 berechneten Steuer zu berücksichtigen. Davon
sind der Alleinverdienerabsetzbetrag bei mindestens
einem Kind (§ 106 Abs. 1) und der Alleinerzieherab-
setzbetrag ausgenommen. Beträgt die Steuer nach
Berücksichtigung der in den Abs. 3 bis 6 vorgesehe-
nen Abzüge weniger als 3 000 S, so sind diese
Absetzbeträge, wenn die Steuer

— höchstens 1 000 S beträgt, mit 2 000 S
— mehr als 1 000 S beträgt, mit dem Unter-

schiedsbetrag zwischen 3 000 S und der
Steuer

im Wege der Veranlagung oder des Jahresausglei-
ches beim Finanzamt gutzuschreiben oder gemäß
§ 40 zu erstatten. Der Kinderabsetzbetrag gemäß
Abs. 4 Z 3 lit. a bleibt bei Berechnung der Steuer
außer Ansatz."

6 a. § 34 Abs. 4 letzter Satz lautet:

„Der Selbstbehalt vermindert sich um je einen
Prozentpunkt:

— wenn dem Steuerpflichtigen der Alleinverdie-
nerabsetzbetrag oder der Alleinerzieherab-
setzbetrag zusteht,

— für jedes Kind (§ 106)."

7. § 34 Abs. 7 lautet:

„(7) Für Unterhaltsleistungen gilt folgendes:
1. Unterhaltsleistungen für ein haushaltszugehö-

riges Kind sind durch die Familienbeihilfe
sowie den Kinderabsetzbetrag gemäß § 33
Abs. 4 Z 3 lit. a abgegolten, und zwar auch
dann, wenn nicht der Steuerpflichtige selbst,
sondern sein mit ihm im gemeinsamen
Haushalt lebender (Ehe)Partner (§ 106 Abs. 3)
Anspruch auf diese Beträge hat.

2. Leistungen des gesetzlichen Unterhalts für ein
Kind, das nicht dem Haushalt des Steuer-
pflichtigen zugehört, sind durch den Unter-
haltsabsetzbetrag gemäß § 33 Abs. 4 Z 3 lit. b
abgegolten.

3. Unterhaltsleistungen für den (Ehe)Partner
(§ 106 Abs. 3) sind durch den Alleinverdiener-
absetzbetrag abgegolten.

4. Darüber hinaus sind Unterhaltsleistungen nur
insoweit abzugsfähig, als sie zur Deckung von
Aufwendungen gewährt werden, die beim

Unterhaltsberechtigten selbst eine außerge-
wöhnliche Belastung darstellen würden. Ein
Selbstbehalt (Abs. 4) auf Grund eigener
Einkünfte des Unterhaltsberechtigten ist nicht
zu berücksichtigen."

8. § 40 lautet:

„Erstattung von Absetzbeträgen

§ 40. Unterbleibt bei Steuerpflichtigen, der
Anspruch auf den Alleinverdienerabsetzbetrag bei
mindestens einem Kind (§ 106 Abs. 1) oder auf
einen Alleinerzieherabsetzbetrag haben und für die
keine Lohnsteuerkarte ausgestellt worden ist, eine
Veranlagung, so ist auf Antrag des Steuerpflichtigen
der Alleinverdienerabsetzbetrag oder der Alleiner-
zieherabsetzbetrag im Ausmaß von jeweils 2 000 S
zu erstatten. Der Antrag kann bis zum Ende des auf
den Veranlagungszeitraum zweitfolgenden Kalen-
derjahres gestellt werden. Im Antrag ist die
Versicherungsnummer gemäß § 31 ASVG anzufüh-
ren."

9. § 49 Abs. 4 lautet:

„(4) Die Gemeinde hat entsprechend dem
Vordruck der Lohnsteuerkarte den Alleinverdiener-
absetzbetrag oder den Alleinerzieherabsetzbetrag
(§ 57 Abs. 2) nach Maßgabe der Vorschriften des
§ 57 auf der Ersten Lohnsteuerkarte zu bescheini-
gen."

10. § 50 zweiter Satz lautet:

„In den Haushaltslisten (§ 118 der Bundesabgaben-
ordnung) sind

— die laufende Nummer,
— der Vermerk „StK" (Steuerkarte),
— der Alleinverdienerabsetzbetrag oder der

Alleinerzieherabsetzbetrag sowie
— das Jahr (die Jahre), für das (die) die

Lohnsteuerkarte gilt,
einzutragen."

11. Im § 53 Abs. 2 tritt an die Stelle des
Klammerausdrucks „(§ 57 Abs. 2)" der Klammer-
ausdruck „(§ 57 Abs. 2 Z 1)" und an die Stelle der
Wortfolge „für den Ehegatten zu streichen" die
Wortfolge „nach Maßgabe des § 59 Abs. 1 zu
streichen".

12. § 57 Abs. 2 lautet:

„(2) Zur Abgeltung gesetzlicher Unterhaltsver-
pflichtungen stehen nachfolgende Absetzbeträge
zu:

1. Einem Alleinverdiener steht ein Alleinverdie-
nerabsetzbetrag von 5 000 S jährlich zu.
Alleinverdiener ist ein Steuerpflichtiger, der
mehr als sechs Monate im Kalenderjahr
verheiratet ist und von seinem unbeschränkt
steuerpflichtigen Ehegatten nicht dauernd
getrennt lebt. Alleinverdiener ist auch ein
Steuerpflichtiger mit mindestens einem Kind
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(§ 106 Abs. 1), der mehr als sechs Monate mit
einer unbeschränkt steuerpflichtigen Person in
einer anderen Partnerschaft lebt. Vorausset-
zung ist, daß der (Ehe)Partner (§ 106 Abs. 3)
bei mindestens einem Kind (§ 106 Abs. 1)
Einkünfte von höchstens 40 000 S jährlich,
sonst Einkünfte von höchstens 20 000 S
jährlich erzielt. Übersteigt der Gesamtbetrag
der Einkünfte den Betrag von 10 000 S, so
dürfen die Einkünfte aus Kapitalvermögen in
beiden Fällen nicht mehr als 10 000 S betra-
gen. Die nach § 3 Abs. 1 Z 10 und 11 und auf
Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen
steuerfreien Einkünfte sind in diese Grenzen
mit einzubeziehen. Andere steuerfreie Ein-
künfte sind nicht zu berücksichtigen.

2. Einem Alleinerzieher steht ein Alleinerzieher-
absetzbetrag von 5 000 S jährlich zu. Alleiner-
zieher ist ein Steuerpflichtiger, der mit
mindestens einem Kind (§ 106 Abs. 1) mehr als
sechs Monate im Kalenderjahr nicht in einer
Gemeinschaft mit einem (Ehe)Partner lebt.

3. a) Einem Steuerpflichtigen, dem auf Grund
des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967
Familienbeihilfe gewährt wird, steht im
Wege der gemeinsamen Auszahlung mit
der Familienbeihilfe ein Kinderabsetzbe-
trag von monatlich 350 S für das erste
Kind, 525 S für das zweite Kind und 700 S
für jedes weitere Kind zu. Wurden
Kinderabsetzbeträge zu Unrecht bezogen,
ist § 26 des Familienlastenausgleichsgeset-
zes 1967 anzuwenden.

b) Einem Steuerpflichtigen, der für ein Kind,
das nicht seinem Haushalt zugehört (§ 2
Abs. 5 Familienlastenausgleichsgesetz
1967) und für das weder ihm noch seinem
von ihm nicht dauernd getrennt lebenden
(Ehe)Partner Familienbeihilfe gewährt
wird, den gesetzlichen Unterhalt leistet,
steht ein Unterhaltsabsetzbetrag von 350 S
monatlich zu. Leistet er für mehr als ein
nicht haushaltszugehöriges Kind den ge-
setzlichen Unterhalt, so steht ihm für das
zweite Kind ein Absetzbetrag von 525 S
und für jedes weitere Kind ein Absetzbe-
trag von jeweils 700 S monatlich zu.
Erfüllen mehrere Personen in Bezug auf
ein Kind die Voraussetzungen für den
Unterhaltsabsetzbetrag, so steht der Ab-
setzbetrag nur einmal zu."

13. § 57 Abs. 5 lautet:

„(5) § 33 Abs. 8 ist anzuwenden."

14. Im § 57 Abs. 6 tritt an die Stelle der Wortfolge
„des Alleinverdienerabsetzbetrages" die Wortfolge
„des Alleinverdienerabsetzbetrages oder des Allein-
erzieherabsetzbetrages".

15. In § 58 lauten die Überschrift sowie die
nachfolgenden Abs. 1 und 2:

„Änderungen des Alleinverdienerabsetzbetrages und
des Alleinerzieherabsetzbetrages

§ 58. (1) Ist auf der Lohnsteuerkarte weder der
Alleinverdienerabsetzbetrag noch der Alleinerzie-
herabsetzbetrag eingetragen, liegen aber die Vor-
aussetzungen des § 57 Abs. 2 vor, so ist der
Absetzbetrag auf der Lohnsteuerkarte zu bescheini-
gen. Dieser Antrag kann nach dem Stichtag der
Personenstandsaufnahme beim Wohnsitzfinanzamt
oder einem anderen sich aus § 57 Abs. 4 der
Bundesabgabenordnung ergebenden Finanzamt ge-
stellt werden.

(2) Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, die
Berichtigung der Eintragungen auf der Lohnsteuer-
karte zu beantragen, wenn der Alleinverdienerab-
setzbetrag oder der Alleinerzieherabsetzbetrag
eingetragen ist, die Voraussetzungen für die
Gewährung beider Absetzbeträge aber weggefallen
sind."

16. § 59 Abs. 1 lautet:

„(1) Der Alleinverdienerabsetzbetrag oder der
Alleinerzieherabsetzbetrag kann nur für ein gesam-
tes Kalenderjahr bescheinigt werden. Er darf
rückwirkend nur für das laufende Kalenderjahr
eingetragen werden. Liegen die Voraussetzungen
für den Alleinverdienerabsetzbetrag oder für den
Alleinerzieherabsetzbetrag für ein Kalenderjahr
voraussichtlich vor, so ist er mit Beginn dieses
Kalenderjahres zu bescheinigen. Der Absetzbetrag
ist mit Beginn des Kalenderjahres zu streichen,
wenn er für dieses Kalenderjahr voraussichtlich
nicht zusteht, andernfalls ist er mit Beginn des
folgenden Kalenderjahres zu streichen."

17. Im § 66 Abs. 4 tritt an die Stelle der Wortfolge
„des Alleinverdienerabsetzbetrages" die Wortfolge
„des Alleinverdienerabsetzbetrages oder des Allein-
erzieherabsetzbetrages".

18. Im § 67 Abs. 1 entfällt der zweite Satz. Im § 67
Abs. 3 und 4 tritt jeweils an die Stelle der Wortfolge
„der Steuersätze des Abs. 1" die Wortfolge „des
Steuersatzes des Abs. 1". In § 67 Abs. 6 und 7 tritt
jeweils an die Stelle der Wortfolge „mit den
Steuersätzen des Abs. 1" die Wortfolge „mit dem
Steuersatz des Abs. 1".

19. Im § 70 Abs. 2 Z 1 tritt im zweiten Satz an die
Stelle des Punktes ein Beistrich; der folgende Satz
entfällt.

20. § 72 Abs. 2 Z 2 lautet:

„2. der Arbeitnehmer den Alleinverdienerabsetz-
betrag oder den Alleinerzieherabsetzbetrag
nicht fristgerecht geltend gemacht hat oder ein
Unterhaltsabsetzbetrag im Sinne des § 57
Abs. 2 Z 3 lit. b geltend gemacht wird oder"

21. § 72 Abs. 2 Z 4 lautet:
„4. der Alleinverdienerabsetzbetrag bei minde-

stens einem Kind (§ 106 Abs. 1) oder der
Alleinerzieherabsetzbetrag gutzuschreiben ist
(§ 33 Abs. 8 )"
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22. § 72 Abs. 3 Z 4 lautet:

„4. der Alleinverdienerabsetzbetrag oder der
Alleinerzieherabsetzbetrag berücksichtigt
wurde, aber die Voraussetzungen nicht
vorlagen und weder ein Jahresausgleich gemäß
Abs. 2 beantragt wurde noch eine Veranla-
gung durchzuführen ist."

23. Im § 73 Abs. 3 lautet der dritte Satz:

„§ 33 Abs. 8 ist anzuwenden."

24. Im § 76 entfällt die Wortfolge „— Kinder
(§ 106)"; an die Stelle des Wortes „Alleinverdiener-
absetzbetrag" tritt die Wortfolge „Alleinverdiener-
absetzbetrag oder Alleinerzieherabsetzbetrag".

25. § 106 lautet:

„Kinder, (Ehe) Partnerschaften

§ 106. (1) Als Kinder im Sinne dieses Bundesge-
setzes gelten Kinder, für die dem Steuerpflichtigen
oder seinem (Ehe)Partner (Abs. 3) mehr als sechs
Monate im Kalenderjahr ein Kinderabsetzbetrag
nach § 33 Abs. 4 Z 3 lit. a (§ 57 Abs. 2 Z 3 lit. a)
zusteht.

(2) Als Kinder im Sinne dieses Bundesgesetzes
gelten auch Kinder, für die dem Steuerpflichtigen
mehr als sechs Monate im Kalenderjahr ein
Unterhaltsabsetzbetrag nach § 33 Abs. 4 Z 3 lit. b
(§ 57 Abs. 2 Z 3 lit. b) zusteht.

(3) (Ehe)Partner ist eine Person, mit der der
Steuerpflichtige verheiratet ist oder mit der er mit
mindestens einem Kind (Abs. 1) in einer eheähnli-
chen Gemeinschaft lebt."

26. § 109 lautet:

„Verrechnung von Kinderabsetzbeträgen,
Abgeltungs- und Erstattungsbeträgen

§ 109. Kinderabsetzbeträge gemäß § 33 Abs. 4
Z 3 lit. a und gemäß § 57 Abs 2 Z 3 lit. a sowie
Abgeltungsbeträge gemäß § 107 und Erstattungsbe-
träge gemäß § 108 sind insgesamt mit 25% zu Lasten
des Aufkommens an veranlagter Einkommensteuer
und mit 75% zu Lasten des Aufkommens an
Lohnsteuer zu verrechnen."

27. Dieses Bundesgesetz ist anzuwenden,
1. wenn die Einkommensteuer veranlagt wird,

erstmalig bei der Veranlagung für das
Kalenderjahr 1993,

2. wenn die Einkommensteuer (Lohnsteuer)
durch Abzug eingehoben oder durch Jahres-
ausgleich festgesetzt wird, für Lohnzahlungs-
zeiträume, die nach dem 31. Dezember 1992
enden,

3. wenn Anspruch auf Kinderabsetzbeträge im
Wege der gemeinsamen Auszahlung mit der
Familienbeihilfe besteht, für Zeiträume nach
dem 31. Dezember 1992.

28. Abweichend von § 67 Abs. 1 in der Fassung
dieses Bundesgesetzes beträgt der Steuersatz bei
Steuerpflichtigen mit mindestens einem Kind im
Sinne des § 106 in der Fassung dieses Bundesgeset-
zes für sonstige Bezüge im Sinne des § 67 Abs. 3
und 4 für das Kalenderjahr 1993 einheitlich 3% und
für das Kalenderjahr 1994 einheitlich 5%.

29. Für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem
30. Juni 1992 beginnen und vor dem 1. Jänner 1993
enden, sowie für die Veranlagung und den
Jahresausgleich für das Kalenderjahr 1992 gilt
folgendes:

§ 106 erhält in einem Abs. 1 den Wortlaut der bis
zum 30. Juni 1992 geltenden Fassung. Als Abs. 2
wird angefügt:

„(2) Bei Steuerpflichtigen, die die Voraussetzun-
gen des Abs. 1 nicht erfüllen, aber für ein Kind
gesetzlichen Unterhalt bezahlen, erhöht sich auf
Antrag der allgemeine Steuerabsetzbetrag gemäß
§ 33 Abs. 3 für das Kalenderjahr 1992 um 1 000 S
pro Kind. Die Berücksichtigung dieses Teils des
allgemeinen Absetzbetrages hat über Antrag im
Wege der Veranlagung oder des Jahresausgleichs
beim Finanzamt zu erfolgen."

30. Auf der Lohnsteuerkarte angebrachte Kinder-
vermerke sowie Bescheinigungen über Kinder
verlieren mit 1. Jänner 1993 ihre Wirkung.
Vermerke über den Alleinverdienerabsetzbetrag
oder den Alleinerhalterabsetzbetrag gelten als
Vermerke über den Alleinverdienerabsetzbetrag
oder den Alleinerzieherabsetzbetrag weiter.

31. In den §§ 18 Abs. 3 Z 1, 26 Z 6 lit. a, 35 Abs. 1,
53 Abs. 2 und 108 Abs. 2 ist der Begriff ;,Ehegatte"
durch den Begriff „(Ehe)Partner (§ 106 Abs. 3)" zu
ersetzen.

Waldheim

Vranitzky

3 1 3 . Bundesgesetz, mit dem das Behinderten-
einstellungsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

Dem Art. I Abs. 2 des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 721/1988 wird der folgende Satz angefügt:
„Die in diesen Vorschriften geregelten Angelegen-
heiten des Kündigungsschutzes begünstigter Behin-
derter können unmittelbar von Bundesbehörden
versehen werden."
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Artikel II

Das Behinderteneinstellungsgesetz, BGBl.
Nr. 22/1970, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. Nr. 285/1990, wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 3 entfällt.
2. Im § 1 wird der bisherige Abs. 4 als Abs. 3

bezeichnet.
3. § 2 Abs. 1 lautet:

„(1) Begünstigte Behinderte im Sinne dieses
Bundesgesetzes sind österreichische Staatsbürger
mit einem Grad der Behinderung von mindestens
50 vH. Österreichischen Staatsbürgern sind Flücht-
linge mit einem Grad der Behinderung von
mindestens 50 vH, denen Asyl gewährt worden ist,
gleichgestellt, solange sie zum dauernden Aufent-
halt im Bundesgebiet berechtigt sind."

4. § 2 Abs. 4 lautet:

„(4) Auf Behinderte, auf die Abs. 1 nicht
anzuwenden ist, findet dieses Bundesgesetz mit
Ausnahme des § 10 a Abs. 3 a nur nach Maßgabe
der mit ihren Heimatstaaten getroffenen Vereinba-
rungen Anwendung."

5. § 4 Abs. 2, 3 und 4 lautet:

„(2) Für die Feststellung der Gesamtzahl der
Dienstnehmer (Abs. 1), von der die Pflichtzahl zu
berechnen ist (§ 1), sind alle Dienstnehmer, die ein
Dienstgeber im Bundesgebiet beschäftigt, zusam-
menzufassen.

(3) Für die Berechnung der Pflichtzahl sind von
der gemäß Abs. 2 festgestellten Gesamtzahl der
Dienstnehmer die beschäftigten begünstigten Behin-
derten (§ 2) und Inhaber von Amtsbescheinigungen
oder Opferausweisen (§ 5 Abs. 3) nicht einzurech-
nen.

(4) Für die Berechnung der Pflichtzahl sind von
der Gesamtzahl der Dienstnehmer, die vom Bund,
von den. Ländern und jenen Gemeinden, welche
Krankenanstalten unterhalten, beschäftigt werden,
20 vH der Dienstnehmer sowie die eingestellten
begünstigten Behinderten (§ 2) und Inhaber von
Amtsbescheinigungen oder Opferausweisen (§ 5
Abs. 3) nicht einzurechnen. Gleiches gilt für
sonstige Dienstgeber, wenn diese Krankenanstalten
unterhalten und die Mehrzahl der Dienstnehmer in
den Krankenanstalten beschäftigt wird. Ergibt die
Berechnung keine ganze Zahl, ist auf die nächstklei-
nere ganze Zahl abzurunden."

6. § 4 Abs. 5 entfällt.

7. § 6 Abs. 5 lautet:

„(5) Die Leistung von einmaligen Zuschüssen,
laufenden Zuschüssen oder Darlehen, die den
Jahresbetrag von 150 000 S nicht übersteigen, wird

dem örtlich zuständigen Landesinvalidenamt über-
tragen. Dieses hat nach Klärung des Sachverhaltes
ein Team anzuhören, dem je ein Vertreter des
Landesinvalidenamtes, des Landesarbeitsamtes, des
jeweiligen Bundeslandes (Behindertenhilfe), der
Kammer für Arbeiter und Angestellte sowie der
Kammer der gewerblichen Wirtschaft des jeweiligen
Bundeslandes als ständige Mitglieder angehören.
Falls die Sachlage es erfordert, sind Vertreter der
Sozialversicherungsträger und Sachverständige ins-
besondere aus dem Bereich des ärztlichen und
psychologischen Dienstes der Landesinvalidenämter
oder der Arbeitsmarktverwaltung sowie aus dem
Bereich der Arbeitsinspektion, der Landwirtschafts-
kammer und der Landarbeiterkammer beizuzie-
hen."

8. § 8 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Kündigung eines begünstigten Behinder-
ten (§ 2) darf von einem Dienstgeber erst dann
ausgesprochen werden, wenn der Behindertenaus-
schuß (§ 12) nach Anhörung des Betriebsrates oder
der Personalvertretung im Sinne des Bundes-Perso-
nalvertretungsgesetzes bzw. der entsprechenden
landesgesetzlichen Vorschriften sowie nach Anhö-
rung des zur Durchführung des Landes-Behinder-
tengesetzes jeweils zuständigen Amtes der Landes-
regierung zugestimmt hat; dem Dienstnehmer
kommt in diesem Verfahren Parteistellung zu. Eine
Kündigung ohne vorherige Zustimmung des Behin-
dertenausschusses ist rechtsunwirksam, wenn dieser
nicht in besonderen Ausnahmefällen nachträglich
die Zustimmung erteilt. Gesetzliche Bestimmungen
die die Beendigung des Dienstverhältnisses an
zusätzliche Voraussetzungen knüpfen, bleiben
unberührt. Auf die Kündigung eines begünstigten
Behinderten finden die Bestimmungen des § 105
Abs. 2 bis 6 des Arbeitsverfassungsgesetzes, BGBl.
Nr. 22/1974, bzw. die in Ausführung der Bestim-
mungen des § 210 Abs. 3 bis 6 des Landarbeitsgeset-
zes 1984, BGBl. Nr. 287, erlassenen landesrechtli-
chen Vorschriften keine Anwendung."

9. Nach § 8 wird folgende Überschrift zu § 8 a
und folgender § 8 a eingefügt:

„ B e e n d i g u n g e i n e s
D i e n s t v e r h ä l t n i s s e s k r a f t G e s e t z e s

§ 8 a. Soweit in dienstrechtlichen Vorschriften für
Bedienstete einer Gebietskörperschaft die Beendi-
gung des Dienstverhältnisses wegen langer Dienst-
verhinderung infolge Krankheit kraft Gesetzes
vorgesehen ist, ist im Falle eines begünstigten
Behinderten (§ 2) dem Behindertenausschuß späte-
stens drei Monate vor Ablauf dieser Frist von Amts
wegen Gelegenheit zu geben, zur Zweckmäßigkeit
einer Vereinbarung über die Fortsetzung des
Dienstverhältnisses vor seinem Ablauf kraft Geset-
zes Stellung zu nehmen."
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10. § 9 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Ausgleichstaxe beträgt für jede einzelne
Person, die zu beschäftigen wäre, monatlich
1 760 S. Dieser Betrag ist ab 1. Jänner 1993 und in
der Folge mit Wirkung vom 1. Jänner eines jeden
Jahres mit dem für den Bereich des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes festgesetzten Anpas-
sungsfaktor zu vervielfachen. Der vervielfachte
Betrag ist auf volle 10 S abzurunden, der gerundete
Betrag ist der folgenden Anpassung zugrunde zu
legen. Der Bundesminister für Arbeit und Soziales
hat die jeweilige Höhe der Ausgleichstaxe mit
Verordnung festzustellen."

11. § 9a Abs. 1 lautet:

„(1) Dienstgeber, die mehr begünstigte Behin-
derte (§ 2) beschäftigen als ihrer Einstellungspflicht
entspricht, erhalten aus Mitteln des Ausgleichstax-
fonds (§ 10) für jeden über die Pflichtzahl hinaus
beschäftigten begünstigten Behinderten eine Prä-
mie. Dienstgeber, die nicht einstellungspflichtig
sind, erhalten eine Prämie in gleicher Höhe für
jeden beschäftigten begünstigten Behinderten. Die
Prämie beträgt ab 1. Juli 1992 monatlich 850 S.
Dieser Betrag ist ab 1. Jänner 1994 und in der Folge
mit Wirkung vom 1. Jänner eines jeden Jahres neu
festzusetzen. Die Höhe der monatlichen Prämie ist
dabei in der Weise zu berechnen, daß 15 vH der
Summe der im jeweils vorangegangenen Kalender-
jahr insgesamt vorgeschriebenen Ausgleichstaxen
durch die durchschnittliche Anzahl der über die
Pflichtzahl hinaus und der von nicht einstellungs-
pflichtigen Dienstgebern beschäftigten begünstigten
Behinderten, für die in diesem Jahr eine Prämie
gewährt worden ist, geteilt werden. Der so
ermittelte Betrag ist durch zwölf zu teilen und auf
den nächsthöheren vollen Schillingbetrag aufzurun-
den. Die monatliche Prämie darf höchstens 50 vH
der jeweiligen Ausgleichstaxe (§ 9 Abs. 2) betragen.
Der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat die
jeweilige Höhe der Prämie mit Verordnung
festzustellen."

12. § 9a Abs. 3 lautet:

„(3) Dienstgebern, die im Rahmen ihrer Unter-
nehmenstätigkeit Arbeitsaufträge an Einrichtungen
erteilen, in denen überwiegend Behinderte mit
einem Grad der Behinderung von mindestens 50 vH
tätig sind, sind aus Mitteln des Ausgleichstaxfonds
(§ 10) Prämien in Höhe von 15 vH des Rechnungs-
betrages der Arbeitsaufträge (abzüglich der Um-
satzsteuer und der Skontobeträge), aufgerundet auf
den nächsthöheren Schillingbetrag, zu gewähren.
Für die Bemessung der Prämie sind die jeweils
innerhalb eines Kalenderjahres erteilten Arbeitsauf-
träge zusammenzufassen. Das Landesinvalidenamt
ist ermächtigt, an Dienstgeber nach Vorlage von
saldierten Rechnungen über die erteilten Arbeits-
aufträge, wenn diese den Betrag von 50 000 S
übersteigen, vierteljährlich Vorschüsse auf die zu

gewährenden Prämien zu zahlen. Die für die
Zuerkennung der Prämie maßgeblichen saldierten
Rechnungen sind nachweislich bis 1. Mai eines
jeden Jahres für das vorhergegangene Kalenderjahr
bei sonstigem Anspruchsverlust dem Landesinvali-
denamt vorzulegen."

13. § 10 Abs. 1, 2 und 3 lautet:

„(1) Beim Bundesministerium für Arbeit und
Soziales wird der Ausgleichstaxfonds gebildet. Er
hat Rechtspersönlichkeit und wird vom Bundesmi-
nister für Arbeit und Soziales vertreten. Das
Vermögen des Fonds besteht aus den rechtskräftig
vorgeschriebenen Ausgleichstaxen, den Zinsen und
sonstigen Zuwendungen.

(2) Der Ausgleichstaxfonds wird vom Bundesmi-
nister für Arbeit und Soziales unter Anhörung eines
Beirates verwaltet. Dieser Beirat besteht aus dem
Vorsitzenden, zwei Vertretern der organisierten
Kriegsopfer, drei Vertretern der organisierten
Behinderten, einem Vertreter der Opferbefürsorg-
ten und drei von den Ländern entsandten Vertretern
sowie je drei Vertretern der Dienstnehmer und der
Dienstgeber und einem Vertreter des Bundesmini-
steriums für Finanzen. Den Vorsitz führt der
Bundesminister für Arbeit und Soziales oder ein von
ihm bestimmter rechtskundiger Beamter aus dem
Stande des Bundesministeriums für Arbeit und
Soziales. Die Funktionsperiode des Beirates beträgt
vier Jahre. Nach Ablauf der Funktionsperiode hat
der Beirat die Geschäfte so lange weiterzuführen,
bis der neue Beirat zusammentritt. Die Zeit der
Weiterführung der Geschäfte zählt auf die Funk-
tionsperiode des neuen Beirates.

(3) Die im Abs. 2 genannten Mitglieder des
Beirates sowie die gleiche Anzahl von Ersatzmitglie-
dern werden vom Bundesminister für Arbeit und
Soziales berufen. Die Vorschläge für die Bestellung
der Dienstgebervertreter erstatten für je ein
Mitglied und ein Ersatzmitglied die Bundeskammer
der gewerblichen Wirtschaft, die Präsidentenkonfe-
renz der Landwirtschaftskammern Österreichs und
die Vereinigung Österreichischer Industrieller. Die
Vorschläge für die Bestellung der Dienstnehmerver-
treter erstatten für je ein Mitglied und ein
Ersatzmitglied die Bundeskammer für Arbeiter und
Angestellte, der Österreichische Landarbeiterkam-
mertag und der Österreichische Gewerkschafts-
bund. Hinsichtlich der Erstattung der Vorschläge
für die Bestellung der Vertreter der organisierten
Kriegsopfer und der organisierten Behinderten sind
die § l0 Abs. 1 Z 6 und § 10 Abs. 2 des Bundesbe-
hindertengesetzes, BGBl. Nr. 283/1990, anzuwen-
den. Die Vorschläge für die Bestellung der Vertreter
der Länder erstatten die Länder gemeinsam."

14. § 10 a Abs. 1 lit. a lautet:
,,a) Zwecke der Fürsorge für die im Sinne dieses

Bundesgesetzes begünstigten Behinderten
(§ 2 Abs. 1 und 3) und die in den Abs. 2, 3 und
3 a angeführten Behinderten;"
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15. § 10 a Abs. 1 lit. d lautet:
,,d) die Gewährung von Zuschüssen und Darle-

hen für Maßnahmen nach § 6 Abs. 2;"

16. § 10 a Abs. 1 lit. g lautet:
,,g) den Ersatz von Reise- und Aufenthaltskosten

sowie die Entschädigung für Zeitversäumnis
(§§ 10 Abs. 4, 12 Abs. 8, 13 d, 14 Abs. 6 und
19 Abs. 5) und die Entschädigung für die in
der Berufungskommission tätigen Richter
(§ 13 d);"

17. Nach § 10 a Abs. 1 wird folgender Abs. 1 a
eingefügt:

„(1 a) Anstelle von Zuschüssen oder Darlehen
können auch Sachleistungen gewährt werden."

18. § 10 a Abs. 2 und 3 lautet:

„(2) Die im Abs. 1 lit. a, d und h aufgezählten
Hilfen können auch Behinderten, die österreichi-
sche Staatsbürger oder Flüchtlinge (§ 2 Abs. 1) sind,
gewährt werden, deren Grad der Behinderung
weniger als 50 vH, jedoch mindestens 30 vH
beträgt, wenn diese ohne solche Hilfsmaßnahmen
einen Arbeitsplatz nicht erlangen oder beibehalten
können.

(3) Behinderten, die österreichische Staatsbürger
oder Flüchtlinge (§ 2 Abs. 1) sind, die das 15.
Lebensjahr überschritten haben, deren Grad der
Behinderung mindestens 50 vH beträgt und die
nicht dem im § 2 Abs. 3 angeführten Personenkreis
angehören, können Hilfen nach Abs. 1 lit. a dann
gewährt werden, wenn ohne diese Hilfsmaßnahmen
die Aufnahme oder Fortsetzung einer Schul- oder
Berufsausbildung gefährdet wäre."

19. Nach § 10 a Abs. 3 wird folgender Abs. 3 a
eingefügt:

„(3 a) Behinderten, die nicht österreichische
Staatsbürger oder Flüchtlinge (§ 2 Abs. 1) sind,
können die im Abs. 1 lit. a, d und h aufgezählten
Hilfen gewährt werden, wenn der Grad ihrer
Behinderung mindestens 50 vH beträgt, sie ihren
dauernden Aufenthalt im Bundesgebiet haben und
sie ohne diese Hilfsmaßnahmen einen Arbeitsplatz
nicht erlangen oder beibehalten können."

20. Dem § 11 Abs. 7 wird folgender Satz
angefügt:

„Aufträge im Bereich der Bundesverwaltung sind
auch dann an geschützte Werkstätten zu vergeben,
wenn deren Angebote unter Berücksichtigung der
gebührenden Prämie nach § 9 a Abs. 3 nach den
Vergaberichtlinien bei Wertung aller technischen
und wirtschaftlichen Gesichtspunkte am besten
entsprechen."

21. § 12 Abs. 1 lautet:

„(1) Bei jedem Landesinvalidenamt wird ein
Behindertenausschuß errichtet (beim Landesinvali-
denamt für Wien, Niederösterreich und Burgenland

einer für jedes Bundesland), der in den von diesem
Bundesgesetz bestimmten Fällen zu entscheiden
(§ 8) oder Stellung zu nehmen (§ 8 a) hat."

22. § 12 Abs. 2 lit. d lautet:
,,d) drei Vertretern der organisierten Behinder-

ten."

23. § 12 Abs. 2 lit. e entfällt.

24. § 12 Abs. 4 lautet:

„(4) Die im Abs. 2 lit. c und d genannten
Mitglieder des Behindertenausschusses sowie die
gleiche Zahl von Ersatzmitgliedern sind vom
Bundesminister für Arbeit und Soziales auf Grund
von Vorschlägen der hiezu berufenen Interessenver-
tretungen auf die Dauer von vier Jahren zu
bestellen."

25. § 12 Abs. 6 lautet:

„(6) Zur Erstattung von Vorschlägen bezüglich
der Vertreter der Behinderten (Abs. 2 lit. d) sind
diejenigen Vereinigungen berufen, die von diesen
Personen nach den von der Vereinsbehörde
genehmigten Statuten zum Zwecke der Förderung
ihrer wirtschaftlichen und sozialen Interessen
gebildet sind und die Tätigkeit im Bereich des
betreffenden Landesinvalidenamtes ausüben. Beste-
hen nebeneinander mehrere Vereinigungen, auf die
diese Voraussetzungen zutreffen, so ist für die
Aufteilung des Vorschlagsrechtes das zwischen
ihnen erzielte Übereinkommen maßgebend. Kommt
eine Vereinbarung über das Vorschlagsrecht nicht
zustande, so entscheidet hierüber der Bundesmini-
ster für Arbeit und Soziales unter Bedachtnahme auf
die Mitgliederstärke der in Betracht kommenden
Vereinigungen."

26. Nach § 13 werden folgende Bestimmungen
eingefügt:

„ B e r u f u n g s k o m m i s s i o n

§ 13 a. Beim Bundesministerium für Arbeit und
Soziales wird die Berufungskommission errichtet,
die in den von diesem Bundesgesetz bestimmten
Fällen (§ 19 a Abs. 2 a) zu entscheiden hat. Die
Berufungskommission hat in Senaten zu entschei-
den. Die Anzahl der Senate ist vom Bundesminister
für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Justiz nach Maßgabe der zu
erledigenden Geschäftsfälle durch Verordnung zu
bestimmen.

B e s e t z u n g

§ 13 b. (1) Jeder Senat besteht aus einem
Vorsitzenden und vier Beisitzern. Der Vorsitzende
muß ein in Arbeits- und Sozialrechtssachen tätiger
oder tätig gewesener Richter des Dienststandes sein.
Zwei Beisitzer werden von der Bundeskammer der
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gewerblichen Wirtschaft, ein Beisitzer wird von der
Bundeskammer für Arbeiter und Angestellte und ein
Beisitzer von der im § 10 Abs. 1 Z 6 des
Bundesbehindertengesetzes, BGBl. Nr. 283/1990,
genannten Vereinigung entsendet. Hinsichtlich der
Aufteilung des Entsendungsrechtes auf gleichartige
Vereinigungen ist § 10 Abs. 2 des Bundesbehinder-
tengesetzes anzuwenden. Ein Bediensteter des
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales oder
eines Landesinvalidenamtes hat als Schriftführer
mitzuwirken.

(2) Für den Vorsitzenden und jeden Beisitzer ist
ein Stellvertreter auf die gleiche Weise wie jene zu
bestellen.

(3) Die Mitglieder der Berufungskommission und
ihre Stellvertreter sind vom Bundesminister für
Justiz für eine Amtsdauer von fünf Jahren zu
berufen. Sie haben bei Ablauf dieser Amtsdauer ihr
Amt bis zu dessen Wiederbesetzung auszuüben. Die
neuerliche Berufung ist zulässig.

(4) Der Berufungskommission dürfen nur öster-
reichische Staatsbürger angehören, die eigenberech-
tigt und in den Nationalrat wählbar sind. Mitglieder
der Behindertenausschüsse sind von der Funktion in
der Berufungskommission ausgeschlossen.

Enthebung

§ 13 c. (1) Der Bundesminister für Justiz hat ein
Mitglied der Berufungskommission seines Amtes zu
entheben, wenn

1. bei einem Mitglied die Voraussetzungen für
seine Bestellung nicht gegeben waren oder
nachträglich wegfallen;

2. sich das Mitglied einer groben Verletzung
oder dauernden Vernachlässigung seiner
Amtspflichten schuldig gemacht hat;

3. das Mitglied selbst um seine Amtsenthebung
ersucht.

Wird ein Mitglied seines Amtes enthoben, so ist
solange sein Stellvertreter heranzuziehen, als kein
neues Mitglied nach den Vorschriften des § 13 b
berufen wird.

(2) Wird ein Mitglied seines Amtes enthoben, so
hat die Organisation, die gegebenenfalls das seines
Amtes enthobene Mitglied entsendet hat, innerhalb
von zwei Monaten ab der Amtsenthebung ein neues
Mitglied zu entsenden. Der Bundesminister für
Justiz hat das neue Mitglied innerhalb von drei
Monaten ab der Amtsenthebung nach den Vor-
schriften des § 13 b zu berufen. Wurde ein Mitglied
aus dem Richterstand seines Amtes enthoben, so hat
der Bundesminister für Justiz innerhalb von drei
Monaten ab der Amtsenthebung einen Richter
(§ 13 b Abs. 1) zum neuen Mitglied zu berufen. Die
Amtsdauer der neuen Mitglieder endet mit dem
Ablauf der jeweils laufenden fünfjährigen Amts-
dauer. Für die weitere Ausübung des Amtes und die
Wiederberufung gilt § 13 b Abs. 3.

(3) Übt die dazu berechtigte Organisation ihr
Entsendungsrecht nicht innerhalb von zwei Mona-
ten aus, so hat der Bundesminister für Justiz einen
Richter (§ 13 b Abs. 1) als Ersatz zu bestellen.
Dessen Amtsdauer endet, sobald die Organisation
die Entsendung nachholt.

(4) Die Bestimmungen für die Amtsenthebung der
Mitglieder gelten in gleicher Weise für ihre
Stellvertreter.

§ 13 d. (1) Die in der Berufungskommission
tätigen Richter erhalten eine Entschädigung, deren
Höhe vom Bundesminister für Arbeit und Soziales
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Justiz
und mit Zustimmung des Bundesministers für
Finanzen festgesetzt wird. Die übrigen Mitglieder
der Berufungskommission üben ihre Tätigkeit
ehrenamtlich aus. Ihnen gebührt der Ersatz der
Reise- und Aufenthaltskosten sowie die allfällige
Entschädigung für Zeitversäumnis entsprechend der
Bestimmung des § 10 Abs. 4. Diese Regelung gilt
auch für die Stellvertreter der Mitglieder.

(2) Die Bemessung der nach Abs. 1 gebührenden
Entschädigungen und Ersätze obliegt dem Bundes-
minister für Arbeit und Soziales.

§ 13 e. (1) Die Einberufung der Senate zur
Verhandlung und Beratung erfolgt durch den
Vorsitzenden unter Bedachtnahme auf eine mög-
lichst umgehende Erledigung der Berufungen.

(2) Die Senate fassen ihre Beschlüsse mit
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Der
Vorsitzende gibt seine Stimme zuletzt ab; Stimm-
enthaltungen sind nicht zulässig.

(3) Über die Beratung und Abstimmung ist ein
Protokoll zu führen. Es ist vom Vorsitzenden und
vom Schriftführer zu unterfertigen. Eine Abschrift
des Protokolls ist allen Mitgliedern des Senates zu
übermitteln.

Geschäftsordnung,
Geschäftsvertei lung

§ 13 f. (1) Die Leitung der Berufungskommission
obliegt, soweit nicht die Beschlußfassung Senaten
vorbehalten ist, dem an Dienstjahren als Richter
ältesten Vorsitzenden.

(2) Zur Führung der laufenden Geschäfte,
insbesondere zur Vorbereitung der Verhandlungen,
Führung der Beratungs- und Abstimmungsproto-
kolle, Durchführung der Beschlüsse und Besorgung
der Kanzleigeschäfte ist bei der Berufungskommis-
sion ein Büro einzurichten, das von einem
rechtskundigen Beamten des Bundesministeriums
für Arbeit und Soziales geleitet wird. Dem Leiter des
Büros obliegt es auch, die einschlägigen Entschei-
dungen und das einschlägige Schrifttum in Evidenz
zu halten.
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(3) Bestehen mehrere Senate, so haben die
Vorsitzenden und ihre Stellvertreter die Geschäfts-
verteilung jeweils im vorhinein für das nächste
Kalenderjahr zu erlassen. Bei der Verteilung der
Geschäfte ist auf eine möglichst gleichmäßige
Auslastung aller Senate Bedacht zu nehmen. Jedes
Mitglied der Berufungskommission kann mehreren
Senaten angehören.

(4) Die Namen der Senatsmitglieder und ihrer
Stellvertreter sowie die Geschäftsverteilung sind in
den Amtlichen Nachrichten des Bundesministe-
riums für Arbeit und Soziales kundzumachen.

B e s o n d e r e V e r f a h r e n s b e s t i m m u n g e n

§ 13 g. (1) Wenn die Berufung nicht zurückzu-
weisen ist oder nicht bereits aus der Aktenlage
ersichtlich ist, daß der angefochtene Bescheid
aufzuheben ist, dann ist eine öffentliche mündliche
Verhandlung anzuberaumen. Zur Verhandlung sind
die Parteien und die anderen zu hörenden
Personen, insbesondere Zeugen und Sachverstän-
dige, zu laden.

(2) Eine Verhandlung kann unterbleiben, wenn
die Parteien ausdrücklich darauf verzichten. Ein
solcher Verzicht kann bis zum Beginn der
Verhandlung erfolgen. Trotz des Verzichtes der
Parteien kann eine Verhandlung durchgeführt
werden, wenn der Senat es für erforderlich erachtet.

(3) Die Anordnung einer Verhandlung obliegt
dem Vorsitzenden. Er eröffnet, leitet und schließt
die Verhandlung und handhabt die Sitzungspolizei.
Er verkündet die Beschlüsse des Senates und
unterfertigt deren schriftliche Ausfertigungen.

(4) Für den Ausschluß der Öffentlichkeit von der
Verhandlung ist § 67 e des Allgemeinen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes 1991 anzuwenden.

(5) Hat eine Verhandlung stattgefunden, so kann
die Entscheidung nur von jenen Mitgliedern des
Senates getroffen werden, die an dieser Verhand-
lung teilgenommen haben. Wenn sich die Zusam-
mensetzung des Senates geändert hat, ist die
Verhandlung zu wiederholen.

(6) Die Beratung und Abstimmung des Senates
sind nicht öffentlich.

(7) Der Bescheid und seine wesentliche Begrün-
dung sind auf Grund der Verhandlung, tunlichst
sogleich nach deren Ende, zu beschließen und
öffentlich zu verkünden. Überdies ist den Parteien
eine schriftliche Ausfertigung zuzustellen. Kann der
Bescheid nicht öffentlich verkündet werden, so ist er
der schriftlichen Ausfertigung vorzubehalten, die
innerhalb von vier Wochen nach dem Ende der
Verhandlung erfolgen soll. Der Bescheid hat
diesfalls für die Dauer von drei Monaten ab der
schriftlichen Ausfertigung für jedermann zur
Einsichtnahme aufzuliegen.

(8) Entscheidungen der Berufungskommission
unterliegen weder der Aufhebung noch der
Abänderung im Verwaltungswege. Die Beschwerde
an den Verwaltungsgerichtshof ist zulässig."

27. § 14 Abs. 1 und 2 lautet:

„(1) Als Nachweis für die Zugehörigkeit zum
Kreis der begünstigten Behinderten gilt der letzte
rechtskräftige Bescheid über die Einschätzung des
Grades der Minderung der Erwerbsfähigkeit mit
mindestens 50 vH

a) eines Landesinvalidenamtes (der Schiedskom-
mission);

b) eines Trägers der gesetzlichen Unfallversiche-
rung bzw. das Urteil eines nach dem Arbeits-
und Sozialgerichtsgesetz, BGBl.
Nr. 104/1985, zuständigen Gerichtes;

c) eines Landeshauptmannes (des Bundesmini-
sters für Arbeit und Soziales) in Verbindung
mit der Amtsbescheinigung gemäß § 4 des
Opferfürsorgegesetzes

sowie der letzte rechtskräftige Bescheid über die
Zuerkennung einer Blindenbeihilfe oder über die
Einschätzung der Minderung der Erwerbsfähigkeit
mit mindestens 50 vH, der in Vollziehung der
landesgesetzlichen Unfallfürsorge ergangen ist (§ 3
Z 2 Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsge-
setz, BGBl. Nr. 200/1967) oder die in einem
Behindertenpaß nach § 40 des Bundesbehinderten-
gesetzes, BGBl. Nr. 283/1990, enthaltene Feststel-
lung, daß der Inhaber des Passes dem Personenkreis
der begünstigten Behinderten im Sinne des Behin-
derteneinstellungsgesetzes angehört. Die Feststel-
lung des Grades der Minderung der Erwerbsfähig-
keit im Nachweis gilt zugleich als Feststellung des
Grades der Behinderung.

(2) Liegt ein Nachweis im Sinne des Abs. 1 nicht
vor, hat auf Antrag des Behinderten das örtlich
zuständige Landesinvalidenamt unter Mitwirkung
von ärztlichen Sachverständigen den Grad der
Behinderung einzuschätzen und bei Zutreffen der
im § 2 Abs. 1 angeführten sonstigen Voraussetzun-
gen die Zugehörigkeit zum Kreis der nach diesem
Bundesgesetz begünstigten Behinderten (§ 2) sowie
den Grad der Behinderung (§ 3) festzustellen.
Hinsichtlich der ärztlichen Sachverständigen ist
§ 90 des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957,
BGBl. Nr. 152, anzuwenden. Die Begünstigungen
nach diesem Bundesgesetz werden mit dem
Zutreffen der Voraussetzungen, frühestens mit dem
Tag des Einlangens des Antrages beim örtlich
zuständigen Landesinvalidenamt wirksam. Sie wer-
den jedoch mit dem Ersten des Monates wirksam, in
dem der Antrag eingelangt ist, wenn dieser
unverzüglich nach dem Eintritt der Behinderung
(§ 3) gestellt wird. Die Begünstigungen erlöschen
mit Ablauf des Monates, der auf die Zustellung des
Bescheides folgt, mit dem der Wegfall der
Voraussetzungen für die Zugehörigkeit zum Kreis
der begünstigten Behinderten rechtskräftig ausge-
sprochen wird."
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28. Nach § 14 Abs. 2 wird folgender Abs. 2 a
eingefügt:

„(2 a) Ein Antrag, der bei einer nicht zuständigen
Behörde oder einem Sozialversicherungsträger
eingebracht wird, ist unverzüglich an das örtlich
zuständige Landesinvalidenamt weiterzuleiten. Der
Antrag gilt als zu dem Zeitpunkt beim zuständigen
Landesinvalidenamt eingebracht, an dem er bei der
nicht zuständigen Behörde eingelangt ist."

29. § 14 Abs. 3 lautet:

„(3) Anträge von begünstigten Behinderten (§ 2)
auf Neufestsetzung des Grades der Behinderung
wegen Änderung des Leidenszustandes sind ohne
Durchführung eines Ermittlungsverfahrens zurück-
zuweisen, wenn seit der letzten rechtskräftigen
Feststellung noch kein Jahr verstrichen ist. Dies gilt
nicht, wenn eine offenkundige Änderung des
Leidenszustandes glaubhaft geltend gemacht wird."

30. Im § 14 Abs. 5 werden die Worte „im § 10 a
Abs. 2 und 3" durch die Wortfolge „im § 10 a
Abs. 2, 3 und 3 a" ersetzt.

31. § 14 Abs. 6 entfällt.

32. Im § 14 erhält der bisherige Abs. 7 die
Bezeichnung Abs. 6 und lautet:

„(6) Reisekosten, die einem begünstigten Behin-
derten (§ 2) oder Antragwerber auf Feststellung
(Abs. 2) oder auf Gewährung von Leistungen aus
dem Ausgleichstaxfonds (§ 10 a Abs. 1 bis 3 a)
dadurch erwachsen, daß er einer Ladung des
Landesinvalidenamtes oder im Berufungsverfahren
einer Ladung des Landeshauptmannes oder der
Berufungskommission in Durchführung dieses
Bundesgesetzes Folge leistet, sind in dem im § 49 des
Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957, BGBl.
Nr. 152, angeführten Umfang aus den Mitteln des
Ausgleichstaxfonds zu ersetzen. Die Reisekosten-
vergütung gebührt in gleicher Höhe auch Zeugen
im Verfahren gemäß § 8 Abs. 2 und § 8 a, wenn
kein gleichartiger Anspruch nach einem anderen
Bundesgesetz besteht."

33. § 14 a entfällt.

34. § 16 Abs. 5 lautet:

„(5) Wenn die für die Überprüfung der Erfüllung
der Beschäftigungspflicht und für die Berechnung
und Vorschreibung der Ausgleichstaxen bzw. für
die Berechnung von Prämien erforderlichen Daten
von den Trägern der Sozialversicherung auf
maschinell verwertbaren Datenträgern den Landes-
invalidenämtern zur Verfügung gestellt werden
(§ 22 Abs. 2), ist der Dienstgeber von der
alljährlichen Vorlage der Verzeichnisse und vom
Erfordernis der Antragstellung auf Gewährung von
Prämien gemäß § 9 a Abs. 1 und 2 zu befreien."

35. Nach § 17 wird folgende Überschrift zu § 17 a
und folgender § 17 a eingefügt:

„ S t u n d u n g d e r A u s g l e i c h s t a x e

§ 17 a. (1) Die Befugnis zum Abschluß einer
Vereinbarung mit einem Schuldner über die
Stundung einer rechtskräftig vorgeschriebenen und
fälligen . Ausgleichstaxe wird dem zuständigen
Landesinvalidenamt übertragen. Wenn der Schuld-
ner zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Forderung
nicht in der Lage war, diese zu erfüllen, kann auf
seinen Antrag die Stundung der Ausgleichstaxe bis
zur Höchstdauer von zwei Jahren unter Berechnung
von Zinsen in der Höhe von 3 vH über dem jeweils
geltenden Zinsfuß für Eskontierungen der Oester-
reichischen Nationalbank pro Jahr ab dem Beginn
des Monates, in dem der Antrag eingebracht
worden ist, vereinbart oder die Abstattung in Raten
bewilligt werden. Im Falle der Nichtzahlung von
mindestens zwei Teilraten ist die bewilligte
Abstattung in Raten zu widerrufen und die sofortige
Entrichtung aller aushaftenden Teilbeträge samt
Zinsen zu verlangen.

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales
kann nach Anhörung des Beirates (§ 10 Abs. 2) ganz
oder teilweise auf die Eintreibung einer rechtskräf-
tig vorgeschriebenen Ausgleichstaxe (zuzüglich
Zinsen) verzichten, wenn

1. gegen den Schuldner ein Ausgleichsverfahren
oder ein Vorverfahren gemäß § 79 der
Ausgleichsordnung, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. Nr. .370/1982, eröffnet
worden ist oder

2. ein Zwangsausgleich gemäß § 140 der Kon-
kursordnung, in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. Nr. 370/1982, abgeschlossen wor-
den ist oder

3. alle Möglichkeiten der Eintreibung erfolglos
versucht worden sind und auf Grund der
Sachlage auch nicht angenommen werden
kann, daß Eintreibungsmaßnahmen zu einem
späteren Zeitpunkt zu einem Erfolg führen
werden oder Eintreibungsmaßnahmen von
vornherein offenkundig aussichtslos sind oder

4. die Eintreibung mit Kosten verbunden wäre,
die in keinem Verhältnis zur Höhe der
Forderung stehen.

Der Verzicht auf eine Forderung ist zu widerrufen,
wenn er durch Fälschung einer Urkunde, falsches
Zeugnis oder eine andere gerichtlich strafbare
Handlung herbeigeführt oder sonstwie erschlichen
worden ist."

36. § 18 Abs. 1 lautet:

„(1) Das Landesinvalidenamt hat die rechtskräf-
tig vorgeschriebene und fällige Ausgleichstaxe
einzutreiben. Auf die Eintreibung finden die
Bestimmungen des Verwaltungsvollstreckungsge-
setzes 1991 Anwendung."
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37. Im § 18 Abs. 3 wird der Ausdruck „Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes 1950" durch den Aus-
druck „Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 1991"
ersetzt.

38. Im § 19 Abs. 1 werden die Ausdrücke
„Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
1950" und „Verwaltungsstrafgesetzes 1950" durch
die Ausdrücke „Allgemeinen Verwaltungsverfah-
rensgesetzes 1991" und „Verwaltungsstrafgesetzes
1991" ersetzt.

39. Im § 19 Abs. 3 wird der Ausdruck „Allgemei-
nen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950" durch
den Ausdruck „Allgemeinen Verwaltungsverfah-
rensgesetzes 1991" ersetzt.

40. Dem § 19 werden folgende Abs. 4 und 5
angefügt:

(4) Ist eine Person, die bei einem Landesinvali-
denamt beschäftigt ist, als Partei an einem
Verfahren nach diesem Bundesgesetz beteiligt oder
beantragt sie die Gewährung von Leistungen aus
den Mitteln des Ausgleichstaxfonds, so ist dieses
Landesinvalidenamt bzw. der Behindertenausschuß
bei diesem Landesinvalidenamt von der Durchfüh-
rung des Verfahrens ausgeschlossen. Die Zustän-
digkeit geht in solchen Fällen an das nach den
Verkehrsverbindungen nächstgelegene Landesinva-
lidenamt bzw. den Behindertenausschuß beim
nächstgelegenen Landesinvalidenamt über. Für den
Ersatz der Reisekosten gilt § 14 Abs. 6.

(5) Für die Vorschreibung einer Ausgleichstaxe
(§ 9) oder die Gewährung einer Prämie (§ 9 a) ist
das Landesinvalidenamt zuständig, in dessen
Amtsbereich der Dienstgeber seinen Sitz hat.
Besteht ein solcher im Bundesgebiet nicht, so richtet
sich die Zuständigkeit nach der an Dienstnehmern
größten inländischen Betriebsstätte."

41. § 19 a Abs. 1 lautet:

„(1) Über Berufungen gegen Bescheide des
Landesinvalidenamtes in Durchführung dieses Bun-
desgesetzes entscheidet, soweit dieses Bundesgesetz
nicht anderes bestimmt, der Landeshauptmann.
Gegen seine Entscheidung ist eine weitere Berufung
unzulässig. Dem Ausgleichstaxfonds (§ 10 Abs. 1)
kommt im Berufungsverfahren über Ausgleichsta-
xen oder Prämien Parteistellung zu."

42. Nach § 19 a Abs. 2 wird folgender Abs. 2 a
eingefügt:

„(2 a) Über Berufungen gegen Bescheide des
Behindertenausschusses (§ 8) entscheidet die Beru-
fungskommission. Über Berufungen gegen Be-
scheide der Bezirksverwaltungsbehörde (§ 21) ent-
scheidet der unabhängige Verwaltungssenat."

43. Im § 22 Abs. 2 wird der Klammerausdruck
„(§ 10 a Abs. 2 und 3)" durch den Ausdruck
„(§ 10 a Abs. 2, 3 und 3 a)" ersetzt.

44. Dem § 22 a Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Sind in einem Betrieb dauernd mindestens 15
begünstigte Behinderte beschäftigt, so sind für jede
Behindertenvertrauensperson zwei Stellvertreter zu
wählen."

45. § 22 a Abs. 2 erster Satz lautet:

„Die Wahl der Behindertenvertrauensperson und
der Stellvertreter ist tunlichst gemeinsam mit der
Betriebsratswahl durchzuführen."

46. Dem § 22 a Abs. 5 wird folgender Satz
angefügt:

„Das Ergebnis der Wahl der Behindertenvertrau-
enspersonen ist auch dem zuständigen Landesinvali-
denamt bekanntzugeben."

47. Dem § 22 a werden folgende Abs. 11 und 12
angefügt:

„(11) Besteht in einem Unternehmen ein
Zentralbetriebsrat nach § 80 des Arbeitsverfassungs-
gesetzes, so ist von den gewählten Behindertenver-
trauenspersonen und den Stellvertretern aus ihrer
Mitte eine Zentralbehindertenvertrauensperson und
ein Stellvertreter zu wählen. Wurde im Unterneh-
men nur eine Behindertenvertrauensperson und ein
Stellvertreter gewählt, so üben diese auch die
Funktion der Zentralbehindertenvertrauensperson
und des Stellvertreters aus. Die Zentralbehinderten-
vertrauensperson ist berufen, im Zentralbetriebsrat
unter Beachtung der Abs. 7 und 8 die Interessen der
begünstigten Behinderten wahrzunehmen.

(12) Die Tätigkeitsdauer der Zentralbehinderten-
vertrauensperson (ihres Stellvertreters) beträgt vier
Jahre; sie beginnt mit der Annahme der Wahl und
endet vor Ablauf dieser Zeit, wenn

1. im Unternehmen kein Zentralbetriebsrat mehr
besteht;

2. die Funktion als Behindertenvertrauensperson
endet (Abs. 6);

3. die Zentralbehindertenvertrauensperson zu-
rücktritt."

48. Nach § 23 a wird folgender § 24 eingefügt:

„§ 24. Soweit in diesem Bundesgesetz auf
Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen
wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung
anzuwenden."

Artikel III

Schlußbestimmungen

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1992 in
Kraft.
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(2) §§ 4 Abs. 2 und 19 Abs. 6 in der Fassung dieses
Bundesgesetzes sind erstmals für das Kalenderjahr
1992 anzuwenden. Für frühere Kalenderjahre
richtet sich die Berechnung der Pflichtzahl und die
Zuständigkeit des Landesinvalidenamtes zur Vor-
schreibung einer Ausgleichstaxe oder Gewährung
einer Prämie nach den bis 1. Juli 1992 geltenden
Vorschriften.

(3) Für den zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes bestehenden Beirat (§ 10
Abs. 2) gilt bis zum Ablauf seiner Funktionsperiode
die bisherige Rechtslage.

(4) Für die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes bestehenden Behindertenaus-
schüsse (§ 12) gilt bis zum Ablauf ihrer Funktionspe-
riode die bisherige Rechtslage.

(5) Auf bei Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
anhängige Verfahren nach § 8 ist § 19 a Abs. 2 a
anzuwenden. Anhängige Berufungen sind vom
Landeshauptmann unverzüglich an die Berufungs-
kommission abzutreten.

(6) Die bis zum Inkrafttreten dieses Bundesgeset-
zes ausgestellten Ausweise behalten für die Dauer

zweier Jahre ab 1. Juli 1992 ihre Gültigkeit. Sie sind
während dieses Zeitraumes bei Vorliegen der
Voraussetzungen von Amts wegen gegen einen
Behindertenpaß nach § 40 des Bundesbehinderten-
gesetzes auszutauschen.

(7) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:

1. hinsichtlich Art. I die Bundesregierung;
2. hinsichtlich der Bestimmungen der §§ 13 b

Abs. 3 und 13 c der Bundesminister für Justiz;
3. hinsichtlich der Bestimmungen des § 13 a der

Bundesminister für Arbeit und Soziales im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Justiz;

4. hinsichtlich der Bestimmung des § 13 d Abs. 1
der Bundesminister für Arbeit und Soziales im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Justiz und dem Bundesminister für Finanzen;

5. hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für Arbeit und Soziales.

Waldheim

Vranitzky


